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26.03.2020 

 

Allgemeinverfügung 

gem. §§ 16 Absatz 1 Satz 1 und 28 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Ver-
hütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen - 

Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

 

Die Allgemeinverfügung vom 20.03.2020 (siehe Amtsblatt 14/2020) und 

die Regelungen der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit 

dem Coronavirus SARS-CoV-2 (CoronaSchVO) werden durch die nachfol-

gende Verfügung ergänzt. 

 

 

I. 

1. Der Betrieb von Hotels für die Bewirtung von Übernachtungsgäs-

ten und das Angebot von Bibliotheken (einschließlich an Hoch-

schulbibliotheken) ist unter nachfolgenden Auflagen erlaubt: 

 

a. Besucherregistrierung mit Telefonnummer 

b. Reglementierung der Besucherzahl 

c. Einhaltung von Mindestabständen von 2 Metern zwischen 

Tischen 

d. Aushänge mit Hinweisen zu Hygienemaßnahmen 

e. Bereitstellung ausreichender Hygienemittel (Waschgele-

genheiten, Desinfektionsmittel, Papierhandtücher 

 

Hotels dürfen Übernachtungsangebote im Inland nur zu notwen-

digen und ausdrücklich nicht touristischen Zwecken anbieten. 
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2. Sämtliche Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozi-

algesetzbuch, tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werk-

stätten, Tagesstätten oder sonstige vergleichbare Angebote) sowie Einrichtungen 

der beruflichen Rehabilitation haben allen Nutzerinnen und Nutzern den Zutritt zu 

versagen. Dies gilt insbesondere für Bildungseinrichtungen für berufsvorberei-

tende und ausbildende Maßnahmen, die sich an Menschen mit Behinderungen 

richten, wie z. B. Berufsbildungswerke, Berufsförderungswerke, Berufliche Trai-

ningszentren. 

 

3. Auszunehmen sind Nutzerinnen und Nutzer, die im eigenen häuslichen Umfeld un-

tergebracht sind und deren Betreuungs- oder Pflegeperson eine unverzichtbare 

Schlüsselperson ist. Die Pflege und/oder Betreuung soll erfolgen, sofern eine pri-

vate Betreuung insbesondere durch Familienangehörige oder die Ermöglichung 

flexibler Arbeitszeiten und Arbeitsgestaltung (bspw. Homeoffice) nicht gewährleis-

tet werden kann. 

 

Schlüsselpersonen sind Angehörige von Berufsgruppen, deren Tätigkeit der Auf-

rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der medizinischen 

und pflegerischen Versorgung der Bevölkerung und der Aufrechterhaltung zentra-

ler Funktionen des öffentlichen Lebens dient.  

Dazu zählen insbesondere: 

Alle Einrichtungen, die der Gesundheitsversorgung und der Pflege sowie der Be-

hindertenhilfe, Kinder- und Jugendhilfe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

einschließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst 

und Katastrophenschutz), der Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen (Te-

lekommunikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Lebensmittel-

versorgung und der Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz und Ver-

waltung dienen. 

 

4. Die Unentbehrlichkeit ist der betreffenden Einrichtung gegenüber durch eine 

schriftliche Bestätigung des jeweiligen Arbeitgebers bzw. Dienstvorgesetzten 

nachzuweisen. 

 

5. Auszunehmen sind weiterhin Nutzerinnen und Nutzer deren pflegerische oder so-

ziale Betreuung für den Zeitraum, in dem sie sich normalerweise in einer Werkstatt 

für Menschen mit Behinderung (WfbM) aufhalten, nicht sichergestellt ist. Die Trä-

ger der WfbM sind angehalten, für die betroffenen Personen eine Betreuung im 

notwendigen Umfang sicherzustellen. Sie sollten zu diesem Zweck mit Anbietern 

von Wohneinrichtungen zusammenarbeiten. 
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6. Auszunehmen sind zudem diejenigen Rehabilitandinnen und Rehabilitanden, die 

einen intensiven und persönlichen Betreuungsaufwand benötigen, dem im häusli-

chen Rahmen nicht entsprochen werden kann. Für diese Teilnehmenden kann auf 

Elternwunsch bzw. auf Bedarfsmeldung des/der Teilnehmenden im Einzelfall nach 

Entscheidung der Schulleitung ein Betreuungsangebot vor Ort in der Einrichtung 

sichergestellt werden. Da dieser Personenkreis zur besonders vulnerablen Bevöl-

kerungsgruppe gehört, sind entsprechende Schutzmaßnahmen zu beachten. Zur 

Flankierung der kontaktreduzierenden Maßnahmen kann, soweit möglich, das Un-

terrichtsgeschehen auf virtuelle Lernwelten umgestellt werden und durch die Bil-

dungsträger weiter begleitet werden. 

 

7. Auszunehmen sind darüber hinaus Nutzerinnen und Nutzer von Tages- und Nacht-

pflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, deren häusliche 

Versorgung bei Wegfall der teilstationären Pflege und Betreuung glaubhaft gefähr-

det wäre. Über die Gewährung einer Ausnahmeregelung entscheidet die Leitung 

der bisher genutzten Einrichtung im Einzelfall unter Abwägung der Gesamtum-

stände - insbesondere der erhöhten Gefahren durch das neuartige Corona-Virus 

SARS-CoV-2 einerseits und einer drohenden unzureichenden häuslichen Versor-

gung sowie verbesserter Schutzvorkehrungen bei einer Reduzierung der Zahl der 

in der Einrichtung zu versorgenden Personen andererseits. 

 

8. Die Betretungsverbote unter I. 2. gelten auch für interdisziplinäre oder heilpäda-

gogische Frühförderstellen, heilpädagogische Praxen und Autismuszentren, so-

weit dies nicht medizinisch dringend notwendig angezeigt ist. Daneben gelten die 

Betretungsverbote unter I.3. auch für Betreuungsgruppen, die als Angebote zur 

Unterstützung im Alltag im Sinne der Anerkennungs- und Förderungsverordnung 

(AnFöVO) anerkannt wurden. 

 

9. Zu den Ausnahmen, die unter Ziffern I. 3. sowie I. 5. – 8. bestimmt sind, gilt, dass 

ein zumutbarer Transport für den Hin- und Rückweg sicherzustellen ist, der die 

derzeit besonderen Risiken durch eine Infektion mit SARS-CoV-2 berücksichtigt. 

 

10. Zuständige Behörde für Maßnahmen nach § 28 IfSG sind nach § 3 ZVO-IfSG Städte 

und Gemeinden als örtliche Ordnungsbehörden. 

 

11. Auf die sofortige Vollziehung nach § 28 Absatz 3 i.V. m. § 16 Absatz 8 IFSG wird 

hingewiesen. 

 

12. Für den Fall, dass der Anordnung unter I. Nr. 1. dieser Verfügung nicht, nicht frist-

gerecht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen wird, drohe ich die Durch-

setzung im Rahmen des unmittelbaren Zwangs an. 
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II. 

Begründung 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in 

Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche In-

fektionen. 

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen 

und der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforder-

lich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung - insbesondere Verzö-

gerung - der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch 

Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen 

kann es leicht zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. 

 

Zu 1.: 

In Hotels dürfen Gäste nur noch zu nicht touristischen Zwecken beherbergt werden. Die 

geforderten Maßnahmen dienen dem Schutz vor dem hauptsächlichen Übertragungsweg 

des neuen Coronavirus (Tröpfcheninfektion von Mensch zu Mensch und über berührte 

Gegenstände). Selbige Maßnahmen sind in Bibliotheken erforderlich. 

 

Zu 2.: 

Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört auch eine Beschränkung 

der Ausbreitung auf der Grundlage von § 28 IfSG in Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen 

im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie tagesstrukturierenden Einrichtungen 

der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleichbaren Ange-

bote). Dort bzw. auf dem gemeinsamen Transport in die genannten Einrichtungen treten 

insbesondere Menschen, die durch Alter, Vorerkrankung oder Behinderung einem beson-

deren Risiko durch das Corona-Virus ausgesetzt sind, in engen Kontakt miteinander. 

Hinzu kommt, dass das Einhalten disziplinierter Hygieneetiketten zudem abhängig von der 

Möglichkeit der Übernahme von (Eigen-)Verantwortung ist und bei den Nutzerinnen und 

Nutzern der beschriebenen Einrichtungen häufig nicht vorausgesetzt werden kann. Damit 

steigt die Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb dieser Einrichtungen verbreiten und in 

die Familien bzw. Wohngruppen weitergetragen werden. Aus diesen Gründen ist nach 
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Abwägung aller Umstände eine allgemeingültige Anordnung erforderlich, um eine Ver-

breitung der Infektion zu verhindern. 

  

Zu 3.: 

Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die medizinische und pflegerische Versor-

gung der Bevölkerung muss unter Berücksichtigung der Erforderlichkeit der Zugangsbe-

schränkung zu Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialge-

setzbuch sowie zu tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werk-

stätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleichbaren Angebote) aufrechterhalten werden. 

Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der genannten 

Personengruppen nicht aufgrund des Betreuungsbedarfs ihrer Angehörigen zu beein-

trächtigen. Zu den üblichen Betreuungszeiten ist daher eine Beaufsichtigung und Betreu-

ung in der jeweiligen Einrichtung für Angehörige von Schlüsselpersonen sicherzustellen. 

Der Nachweis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, um die Zahl der in den genannten 

Einrichtungen zu betreuenden Menschen so gering wie möglich zu halten, damit einer 

weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 entgegengewirkt werden kann. Anderenfalls wäre 

die Maßnahme des Betretungsverbots von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne 

des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie tagesstrukturierenden Einrichtungen der Ein-

gliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleichbaren Angebote) 

nicht effektiv, wenn die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen dort aufhalten wür-

den. 

Zu 4.: 

Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient dem Nachweis des Betreuungsbedarfs. 

Zu 5.: 

Die in den Werkstätten beschäftigten Menschen mit Behinderungen benötigen teilweise 

den Besuch der Werkstatt als eine tagesstrukturierende Maßnahme. Selbstverständlich 

hat der Gefahrschutz auch in Werkstätten höchste Priorität. Die dort beschäftigten behin-

derten Menschen haben aber auch einen Anspruch auf diese Teilhabeleistung. Anders als 

bei Kindertageseinrichtungen stehen ihnen keine unterhaltsverpflichteten Personen zur 

Seite. Hinzu kommt, dass ein Teil der Betreuungs-Personen (in den Familien) hochaltrig ist 

und schnell überfordert sein kann. Werden Werkstätten geschlossen, ist deshalb durch 

den Träger sicherzustellen, dass zumindest die Personen, die auf eine Betreuung angewie-

sen sind, diese auch erhalten. Die Betreuung kann dabei z.B. auch in Zusammenarbeit mit 

Wohnanbietern geleistet werden. 

Zu 6.: 
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Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen gehören auch der unter Zu 1. genann-

ten, besonders schutzbedürftigen Personengruppe an, gleichwohl kann die stabilisierende 

Wirkung der Förderung in den entsprechenden Bildungseinrichtungen nicht außer Acht 

gelassen werden, so dass hier entsprechende Differenzierungen im Interesse der Men-

schen mit Behinderungen möglich sein müssen.  

Zu 7.: 

Bei einigen Nutzerinnen und Nutzern ist die Betreuung in einer Tages- und Nachtpflege-

einrichtung unverzichtbarer Baustein zur Aufrechterhaltung der häuslichen Versorgung. 

Die pflegenden Personen sind oftmals selbst hochaltrig und gesundheitlich vorbelastet. 

Ohne die Möglichkeit zur weiteren Nutzung eines Angebots der Tages- und Nachtpflege 

kann das Risiko einer Überforderung und in der Folge des dauerhaften Zusammenbruchs 

der häuslichen Versorgung nicht ausgeschlossen werden. 

Andererseits bestehen ggf. Möglichkeiten, das Infektionsrisiko in den Einrichtungen durch 

die angestrebte Reduzierung der Zahl der gleichzeitigen Nutzerinnen und Nutzer zu mini-

mieren. Z.B. durch Einzeltransporte in die Einrichtung und wieder zurück in die eigene 

Häuslichkeit oder durch größere räumliche Abstände der Nutzerinnen und Nutzer wäh-

rend der Betreuung in der Einrichtung, die durch eine reduzierte Zahl gleichzeitiger Nut-

zerinnen und Nutzer ermöglicht werden. Dies ist durch den Leiter der jeweiligen Einrich-

tung bei seiner Entscheidung über die Aussprache des Betretungsverbots zu berücksichti-

gen. Zu treffende Maßnahmen durch den Einrichtungsleiter für eine Notbetreuung müs-

sen zusätzlich u.a. 

- die Beachtung des Mindestabstandes von Person zu Person von 2 Metern 

- Ausführung erhöhter Hygienemaßnahmen 

- Besucher der Notbetreuung an der Tür in Empfang nehmen und auch bei Abholung zur  

Tür bringen – das Betreten der Einrichtung von anderen Personen ist ausnahmslos zu  un-

tersagen 

- Einführung eines Anmeldeverfahrens  

- eine Listenführung aller Personen, die die Einrichtung täglich betreten haben sein.  

Zu 8.: 

Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen gehören auch der unter Zu 1. genann-

ten, besonders schutzbedürftigen Personengruppe an, weshalb auch hier entsprechende 

kontaktreduzierende Maßnahmen erforderlich sind. 

Zu 9.: 
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Den Anforderungen des erhöhten Infektionsschutzes soll während gemeinsamer Hin- und 

Rückfahrten mehrerer Nutzerinnen und Nutzer der Einrichtung durch angemessene Maß-

nahmen Rechnung getragen werden, dazu können insbesondere erhöhte Sicherheitsab-

stände zwischen den Mitfahrenden beitragen. 

 

 

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft und gilt bis ein-

schließlich 19.04.2020. 

 

Anordnung der sofortigen Vollziehung 

Die Allgemeinverfügung ist Kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 

Abs. 8 IfSG.  

 

Androhung des Zwangsmittels 

Nach § 63 Absatz 2 Satz 2 Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-West-

falen (VwVG NRW) soll eine Zwangsmittelandrohung mit der Ordnungsverfügung verbun-

den werden, wenn ein Rechtsmittel gegen die Ordnungsverfügung keine aufschiebende 

Wirkung hat. Wegen der Anordnung der sofortigen Vollziehung (vgl.  I. 9. dieser Ordnungs-

verfügung) entfällt die aufschiebende Wirkung von Rechtsmitteln gegen diese Ordnungs-

verfügung (§ 80 Absatz 2 Nr. 4 VwGO). Da Ausnahmetatbestände nicht ersichtlich sind, ist 

die Ordnungsverfügung mit einer Zwangsmittelandrohung zu verbinden. 

Als Zwangsmittel können gemäß § 57 Absatz 1 VwVG NRW Ersatzvornahme, Zwangsgeld 

und unmittelbarer Zwang angewendet werden. Nach Prüfung der möglichen Zwangsmit-

tel habe ich das mir eingeräumte Ermessen dahingehend ausgeübt, Ihnen die die Durch-

setzung der angeordneten Maßnahmen durch unmittelbaren Zwang anzudrohen. Weitere 

Zwangsmittel scheiden aus, da das Ziel der Ordnungsverfügung damit nicht effizient und 

im Sinne einer effektiven Gefahrenabwehr erfüllt werden kann. Insbesondere das Zwangs-

geld würde zu einer weiteren und nicht vertretbaren Verzögerung der Durchsetzung der 

notwendigen Maßnahmen führen. 

 

III. 

Hinweis 

Bei Verstoß gegen Ziffer I. 1. diese Allgemeinverfügung kann ein Bußgeld gem. § 73 Abs. 

1a Nr. 6 i. V. m. Abs. 2 IfSG in Höhe von bis zu 25.000 EUR festgesetzt werden. Wer den 
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Verstoß vorsätzlich begeht, wird gem. § 74 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft 

 

IV. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben:  

Wie? Schriftlich oder mündlich zur Niederschrift. Die Klage kann auch durch 

Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 

Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 

muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 

einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-

son versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und 

auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO ein-

gereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 

technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-

gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 

elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 

Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) 

vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 

Zur Niederschrift bedeutet, dass Sie beim Verwaltungsgericht persönlich 

erscheinen und erklären, dass Sie Klage erheben möchten. Der Urkunds-

beamte oder die Urkundsbeamtin verfasst dann die Niederschrift nach 

Ihren Angaben. 

 Die Klage muss enthalten: 

- Name der Person, die Klage erhebt 

- Name der Behörde, die den Be-

scheid erlassen hat (Stadt Wup-

pertal) 

- Angaben zur behördlichen Ent-

scheidung, gegen die Klage einge-

reicht wird 

Die Klage soll enthalten: 

- den Bescheid, gegen den 

Sie Klage erheben (Original 

oder Kopie) 

- Angaben zum Ziel der 

Klage 

- Tatsachen und Beweismit-

tel, auf die Sie Ihre Klage 

stützen 
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Wann? Innerhalb eines Monats, nachdem Ihnen das Schreiben bekannt gege-

ben wurde.  

Beachten Sie, dass Ihre Klage innerhalb der Monatsfrist bei Gericht an-

gekommen sein muss. 

Wo? Beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf 

 

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 

Sie können auch eine andere Person bevollmächtigen, für Sie Klage zu erheben. Aber auch 

diese Person muss die Klage innerhalb eines Monats einlegen. Wird diese Frist nicht ein-

gehalten, geht dies zu Ihren Lasten. 

 

Aufgrund der Anordnung der sofortigen Vollziehung hat die Klage keine aufschiebende 

Wirkung. Die aufschiebende Wirkung kann beim Verwaltungsgericht, Bastionstr. 39, 

40213 Düsseldorf, beantragt werden. 

 

i. V.  

 

gez. 

Slawig 
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